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1. Planungsgrundlagen 

Für das Stadtgebiet von Neumünster gilt der 
Flächennutzungsplan aus dem Jahre 1990, zu 
dem zwischenzeitlich auch mehrere Änderun-
gen erstellt worden sind. Diese Bauleitplanung 
stellt das Plangebiet als Wohnbaufläche dar. 
Damit wird dem Entwicklungsgebot des § 8 
Abs. 2 BauGB Genüge getan, denn der Be-
bauungsplan Nr. 28 setzt allgemeine Wohnge-
bietsflächen fest. 

Auch der in der Stadt Neumünster gültige 
Landschaftsplan weist sowohl das Planungs-
areal als auch die umgebenden Bereiche als 
Wohnbaugebiet aus. Landschaftspflegerische 
Überlegungen stehen daher dieser neuen Bau-
leitplanung grundsätzlich ebenfalls nicht ent-
gegen. 

Für das Plangebiet gibt es zurzeit noch keinen 
Bebauungsplan. Nur für die westlich angren-
zenden Grundstücksbereiche um die Sem-
melweißstraße wurde bereits im Jahre 1967 
der Bebauungsplan Nr. 35 erstellt. Er sieht ein 
Reines Wohngebiet bei eingeschossiger offe-
ner Bauweise und einer Grundflächenzahl von 
0,25 vor. Eine entsprechende Bebauung ist 
dort realisiert worden.  

Auch landesplanerische und raumordnerische 
Vorgaben, wie sie im Entwurf des Landesent-
wicklungsplanes bzw. im Regionalplan für den 
Planungsraum III niedergelegt sind, stehen der 

neuen Städtebauplanung grundsätzlich nicht 
entgegen. Die gemeindliche Bauleitplanung ist 
damit gemäß § 4 Abs. 1 BauGB den Zielen der 
Raumordnung und Landesplanung angepasst. 

2. Bauleitplanverfahren 

Der Bebauungsplan Nr. 28 wird als so ge-
nannter „Bebauungsplan der Innenentwick-
lung“ im beschleunigten Verfahren gemäß § 
13a BauGB aufgestellt, da er durch Nachver-
dichtung die Wiedernutzbarmachung ehemals 
gewerblicher Bauflächen ermöglicht. Das 
Plangebiet liegt außerdem mitten in einem 
bebauten Innenbereich und wäre ohne Bebau-
ungsplan einem Zusammenhang bebauten 
Ortsteil des § 34 BauGB zuzuordnen. Da auch 
die vorgegebenen maximalen Größenordnun-
gen für die Durchführung eines beschleunigten 
Verfahrens nicht überschritten werden, ist die 
Aufstellung nach § 13a BauGB im beschleu-
nigten Verfahren zulässig. 

Gemäß § 13a Abs. 2 Ziffer 1 in Verbindung mit 
§ 13 Abs. 3 BauGB ist die Erstellung einer 
Umweltprüfung oder eines Umweltberichtes im 
beschleunigten Verfahren nicht notwendig. Auf 
landschaftspflegerische Fachbelange wird im 
Rahmen dieser Begründung im Nachfolgenden 
näher eingegangen.  

3. Geltungsbereich und Bestandsbe-
schreibung 

Das Plangebiet liegt im Nordwesten der Stadt 
Neumünster. Die Lage des Plangebietes kann 
dem dieser Begründung vorausgehenden Ü-
bersichtsplan entnommen werden. Er lässt 
sich wie folgt beschreiben: 

Rendsburger Straße (Landesstraße 328), 
Nordgrenze des Grundstückes Rendsbur-
ger Straße 167 (Flurstück 500), Westgren-
ze der Grundstücke Rendsburger Straße 
163 – 167 (Flurstücke 496, 498 und 500), 
Nordgrenze der Grundstücke Sauerbruch-
straße 35, 35a, 39 und 41 (Flurstücke 597 
und 594), Ost- und Nordgrenze des 
Grundstücke Semmelweisstraße 50 (Flur-
stück 428), Ostgrenze der Grundstücke 
Semmelweisstraße 35 (Flurstück 298) und 
Semmelweisstraße 29 (Flurstück 587), 
Süd- und Ostgrenze des Grundstückes 
Semmelweisstraße 23 a (Flurstück 578), 
Südgrenze der Grundstücke Paracelsus-
straße 16 (Flurstück 451) und Paracelsus-
straße Nr. 17 (Flurstück 450) sowie der 
westliche Teil der südlichen Flurstücks-
grenze des Grundstückes Rendsburger 
Straße 175 (Flurstück 508). Alle genann-
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ten Grundstücke liegen in der Flur 20, 
Gemarkung Neumünster. 

Bei diesem Plangebiet handelt es sich um das 
sehr große Gesamtgrundstück des ehemaligen 
Baugeschäftes Sienknecht, dessen Gewerbe-
ausübung vor kurzem eingestellt wurde. Die 
meisten der gewerblichen Gebäude sowie 
Tankanlangen und ähnliches sind zwischen-
zeitlich ordnungsgemäß beseitigt worden. Die 
Flächen sind daher brach gefallen, jedoch 
befestigt. 

Im Nordosten steht noch das ehemalige Büro-
gebäude, das aber in Kürze ebenfalls abgeris-
sen wird. Im Nordwesten befindet sich ein 
größeres Wohngebäude hinter Hecken und 
großen Bäumen, das erhalten bleiben wird 
(vgl. Luftbildaufnahme). 

 

Das Plangebiet ist im Westen und Norden von 
Wohnnutzung in kleineren und größeren Ein-
familienhäusern umgeben. Daran an-
schließend liegen auch einige Mehrfamilien-
häuser. 

Im Süden gibt es neben der gewerblichen Nut-
zung weitere Geschosswohnungsbauten. Und 
entlang der Rendsburger Straße im Osten 
liegen Einfamilienhäuser mit großen Gärten 

auf der westlichen Seite der Landesstraße 
328. Auf der östlichen Seite, besonders im 
Südosten, ist wiederum gewerbliche Nutzung 
angesiedelt. Das bedeutet, dass die Nutzungs-
bereiche beiderseits der Rendsburger Straße 
als gemischte Gemengelage einzustufen sind.  

Die Rendsburger Straße ist die Landesstraße 
328 und die in einer Bebauungstiefe südlich 
des Plangebietes verlaufende Sauerbruch-
straße die Bundesstraße 430.  Auf beiden 
Straßen wird eine relativ große Verkehrs-
menge abgewickelt. 

Das Plangebiet hat eine Gesamtgröße von 
14.835 m2, die sich in 12.875 m² Wohnbauflä-
che und 1.610 m² Verkehrsfläche sowie 350 
m² Grünbereiche aufteilt. 

4. Planungsanlass 

Auf dem aus mehreren Flurstücken be-
stehenden, hinterliegenden Grundstück 
Rendsburger Straße 169 befanden sich die 
Lagerflächen und Verwaltungsgebäude einer 
Baufirma, die ihren Betrieb vor kurzem einge-
stellt hat. Die Flächen werden daher jetzt für 
Gewerbezwecke nicht mehr benötigt und sol-
len, wie durch die Darstellungen des Flächen-
nutzungs- und Landschaftsplanes vorgegeben, 

Luftbildaufnahme der ehemaligen Betriebsfläche Sienknecht: 
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als Wohnbaufläche genutzt werden. Eine ent-
sprechende Wohnnutzung ist im nord-
westlichen Grundstücksteil bereits vorhanden. 
Das Gesamtgelände wird durch die es umge-
bende Wohnnutzung stark vorgeprägt, so dass 
sich diese zukünftige Nutzungsart städtebau-
lich geradezu aufdrängt.  

Um eine geordnete städtebauliche Entwicklung 
dieser großen inneren Freifläche zu ge-
währleisten, stellt die Stadt Neumünster im 
Einvernehmen mit dem Grundstückseigen-
tümer diesen Bebauungsplan auf. Durch die 
Ausweisung neuer Wohnbauflächen kann der 
noch in gewissem Umfang bestehende Nach-
fragebedarf nach Baugrundstücken für eine 
individuelle Einfamilienhausbebauung, aber 
auch für Wohnungen in der Stadt Neumünster 
weiter gedeckt werden. Eine Abwanderung der 
eigenen Bürger und hier insbesondere jünge-
rer Familien, die bezahlbaren Baugrund für 
Einfamilienhäuser suchen, wird damit verhin-
dert. Das im Juli 2006 vorgelegte Wohn-
raumversorgungskonzept für die Stadt Neu-
münster stellt für den Prognosezeitraum 2020 
einen Zusatzbedarf an rund 600 Wohneinhei-
ten im Eigentumsbereich, und hier vorwiegend 
in Ein- und Zweifamilienhäusern, fest. Der 
Konzeptentwickler trifft dabei auch die Empfeh-
lung, bei der Ausweisung von Flächen für den 
Ein- und Zweifamilienhausbau auf eine geziel-
te Innenentwicklung zu achten und von einer 
Ausweisung größerer peripher gelegener Neu-
baugebiete abzusehen. Dieser Empfehlung 
entsprechen die jetzt ausgewiesenen Neubau-
bereiche in vollem Umfang. 

Durch eine Ausweisung von Neubauflächen 
auf den bereits vollständig versiegelten ehe-
mals gewerblich genutzten Bereichen wird 
erreicht, dass die Innenverdichtung der Stadt 
Neumünster vorangetrieben wird. Auf der an-
deren Seite wird verhindert, dass für Neu-
bebauung zusätzliche Außenbereichs- oder 
Ortsrandflächen mit höherer Boden- und land-
schaftspflegerischer Qualität in Anspruch ge-
nommen werden müssen. 

Das vorliegende Plangebiet in relativer Zent-
rumsnähe innerhalb schon vorhandener Altbe-
bauung bietet gute Voraussetzungen für die 
Bereitstellung von neuen Baugrundstücken für 
den Eigenheimbau bzw. die Errichtung von 
Eigentumswohnungen, die den oben ge-
nannten Anforderungen an eine bedarfs-
gerechte Erweiterung des Wohnrauman-
gebotes entsprechen. 

Die Planung ist des Weiteren schon deshalb  
als Maßnahme zur nachhaltigen Innenentwick-
lung des Stadtgebietes anzusprechen, weil die 

Überplanung eine Konversion ehemals ge-
werblich genutzter, stark versiegelter Flächen 
darstellt. Die Fläche liegt seit einigen Monaten 
brach und trägt damit eher zu einer Abwertung 
des städtebaulichen Umfeldes bei. Auch aus 
diesem Gesichtspunkt heraus ist es städtebau-
lich sinnvoll, die ehemalige gewerbliche Nutz-
fläche einer neuen Wohnbebauung zuzufüh-
ren. 

5. Einzelheiten der Planung 

5.1 Art und Maß der baulichen Nutzung 

Das gesamte Plangelände wird als Allgemei-
nes Wohngebiet ausgewiesen, wodurch es 
sich der umgebenden Nutzung anpasst. Im 
Norden und Westen ist Wohnnutzung in All-
gemeinen bzw. Reinen Wohngebieten und im 
Süden und Osten ist Wohnnutzung in durch-
mischter Gemengelage vorhanden. Das Plan-
gebiet bildet damit den Übergang zwischen 
gemischter Nutzungslage und überwiegend 
wohngenutzten Grundstücken. 

Das Maß der baulichen Nutzung wird gestaffelt 
aber immer so festgesetzt, dass es sich der  
jeweils angrenzenden Bebauung anpasst und 
damit in die Bebauungstypik dieses Teiles der 
Stadt Neumünster einfügt.  

Für das vorhandene Wohngebäude im Nord-
westen sowie das daran südlich anschließen-
de Grundstück wird, da beide Bauflächen sehr 
groß sind, nur eine Grundflächenzahl von 0,20 
bei eingeschossiger offener Bauweise ausge-
wiesen. Damit entstehen im inneren Plange-
biet hochwertige Wohnbaugrundstücke.  

Das westlich daran anschließende, lang ge-
streckte Areal ist ebenfalls für eine einge-
schossige offene Bauweise vorgesehen, je-
doch wird die Grundflächenzahl auf 0,30 er-
höht, da hier nur relativ schmale Grundstücke 
für Bebauung zur Verfügung stehen. 

Gleiches gilt für die Baubereiche im Norden 
der neuen Erschließungsringstraße, die an 
vorhandene Wohnnutzung angrenzen. Auch 
hier ist eine eingeschossige offene Bauweise 
mit einer Grundflächenzahl von 0,30 festge-
schrieben worden, die damit die dortige Bausi-
tuation aufgreifen.  

Die innerhalb der Ringstraße liegende Bauflä-
che wird nicht unmittelbar von bereits vorhan-
dener Bebauung vorgeprägt. Für sie wird da-
her zwar auch eine Grundflächenzahl von 0,30 
vorgegeben, aber eine zweigeschossige offe-
ne Bauweise zugelassen, deren Höhenent-
wicklung auf eine Firsthöhe von maximal 9 m 
begrenzt ist. Dadurch können hier etwas ver-
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dichtetere Wohnbaugrundstücke entstehen, 
die dem Grundsatz vom sparsamen Umgang 
mit Grund und Boden, wie er im Baugesetz-
buch dargelegt ist, entsprechen. Auf der ande-
ren Seite wird die Höhenentwicklung durch die 
maximale Firsthöhenbegrenzung auf ein derar-
tiges Maß beschränkt, dass sich die Gebäude 
trotz der Zweigeschossigkeit noch in die Um-
gebung einfügen werden. 

Für die beiden östlichsten Baufelder nördlich 
und südlich der Erschließungsstichstraße ist 
eine Blockbebauung mit Wohnungen vorge-
sehen. Diese Grundstücke bilden damit den 
Übergang von der Mischnutzungslage an der 
Rendsburger Straße zur Wohnbebauung im 
östlichen inneren Plangebiet. Aus diesem 
Grunde wird für sie eine gesteigerte Grundflä-
chenzahl von 0,40 und ebenfalls eine offene, 
zweigeschossige Bauweise zugelassen. Die 
maximale Firsthöhenbegrenzung liegt hier bei 
11 m, da ein kleineres Staffelgeschoss auf den 
zweigeschossigen Gebäuden möglich sein 
soll. Da nur eine Zweigeschossigkeit zugelas-
sen wird, kann dieses Staffelgeschoss nur in 
einer kleineren Größenordnung errichtet wer-
den, so dass es kein Vollgeschoss gemäß den 
Vorschriften der Landesbauordnung wird. Es 
muss also stark zurück versetzt werden. Da-
durch  vermitteln die neuen Gebäude auf die-
sen beiden Baufeldern nicht den Eindruck 
einer dreigeschossigen Bebauung, da die Staf-
felgeschosse oberhalb der Zweigeschossigkeit 
von den Straßenflächen her kaum sichtbar 
sein werden. Auch eine mögliche Beschattung 
der angrenzenden Grundstücke ist damit auf 
ein Mindestmaß reduziert. 

Zum Begriff des Staffelgeschosses ist hierbei 
anzumerken, dass es nur dann kein Voll-
geschoss ist, wenn es weniger als ¾ der 
Grundfläche des darunter liegenden Ge-
schosses einnimmt. Sollte das Staffelgeschoss 
eine Dachfläche erhalten, so gelten nur die 
Raumflächen, die mindestens eine Höhe von 
2,30 m haben (vergleiche § 2 Abs. 5 Landes-
bauordnung). Ein Staffelgeschoss muss dabei 
auch nicht unbedingt von allen Gebäudeseiten 
zurückspringen (vergleiche § 2 Abs. 4 Landes-
bauordnung). 

Für die südöstlichen Grundstücksteile gelten 
auch die erhöhte Grundflächenzahl von 0,4 
sowie die offene zweigeschossige Bauweise, 
denn diese Flächen grenzen an Mischnut-
zungsbereiche im Süden an und können daher 
auch etwas intensiver bebaut werden. 

Für den überwiegenden Teil der Bauflächen 
gilt eine Beschränkung auf Einzel- bzw. Dop-
pelhausbebauung, um zu verhindern, dass 

Reihenhausgruppen errichtet werden können. 
Diese sind für die umgebenden Grundstücke 
untypisch und würden sich daher nicht in die 
Bebauungscharakteristik dieses nordwestli-
chen Stadtbereiches von Neumünster einfü-
gen. Außerdem entstünde eine wesentlich ver-
dichtetere Bebauung, die nicht wünschenswert 
ist. 

 

5.2 Verkehrserschließung 

Das Gelände des ehemaligen Baugeschäftes 
ist über einen Stichweg zwischen den 
Grundstücken Rendsburger Straße 167 und 
171 erschlossen. Dieser Stichweg wird jetzt so 
ausgebaut und hergestellt, dass eine öffentli-
che Erschließung entsteht, die als Ringstraße 
angelegt wird und alle Neubaugrundstücke 
erschließt. Es ist die Errichtung eines verkehrs-
beruhigten Bereiches als Mischfläche vorge-
sehen, was wiederum die Wohnqualität im 
Plangebiet erheblich steigert, weil die Pkw sehr 
langsam fahren müssen. Die Ausweisung ei-
nes verkehrsberuhigten Bereiches wird des-
halb möglich, weil ausschließlich der Ziel- und 
Quellverkehr diese neue Erschließungsstraße 
benutzen wird. Es werden also nur sehr gerin-
ge Verkehrsströme abgewickelt werden.  

Das vorhandene Wohngebäude im Nord-
westen des Plangebietes wird über einen klei-
nen Stichweg, der als Geh-, Fahr- und Lei-
tungsrecht von der Erschließungsstraße ab-
zweigt, schon jetzt entsprechend erschlossen. 

Das südwestliche Grundstück ist nur für die 
Bebauung mit einem Einfamilienhaus vor-
gesehen werden, so dass auch hier eine aus-
reichende Erschließung über die Er-
schließungsringstraße gegeben ist. 

Für das westlichste Grundstück ist im Süden 
eine Erschließung über den Wendehammer 
der Semmelweisstraße möglich. Für die nördli-
chen Baubereiche dieser Fläche muss eine 
Pfeifenstilerschließung ebenfalls von diesem 
Wendehammer aus vorgenommen werden. Es 
wäre allerdings auch denkbar einen privaten, 
als Geh-, Fahr- und Leitungsrecht angelegten 
Erschließungsstichweg von der neuen Er-
schließungsringstraße aus zwischen den bei-
den Bauflächen hindurch nach Westen vorzu-
nehmen. Da die zukünftige Bebauung dieser 
westlichsten Baufläche noch nicht feststeht, 
sollen keine Vorgaben im Bebauungsplan hin-
sichtlich der privatrechtlichen Erschließung 
getroffen werden. 

Die privaten Stellplätze sind grundsätzlich auf 
eigenem Grund und Boden unterzubringen. 
Die Grundstücke werden dafür groß genug 



_______________________________________________________________________________________________________________ 
Gosch-Schreyer-Partner Ingenieurgesellschaft mbH • 23795 Bad Segeberg 

 
 

7

sein. Lediglich für die Baufelder 1 und 2 im 
Osten des Plangebietes, die mit zwei größeren 
Baublocks bebaut werden sollen, wird eine 
Gemeinschaftsstellplatzanlage im Norden des 
Erschließungsweges festgelegt.  

Zusätzlich zu den benötigten Stellplätzen wer-
den hier mindestens drei öffentliche Parkberei-
che eingerichtet. Weiterer öffentlicher Park-
raum kann in den Verschwenkungsbereichen 
der verkehrsberuhigten Zone entstehen. Diese 
öffentlichen Parkflächen können allerdings 
nicht explizit festgesetzt werden, da noch nicht 
bekannt ist, wo diese Verschwenkungsberei-
che liegen werden. Sie müssen sich nach den 
zukünftigen Grundstückszufahrten richten und 
können deshalb nicht verbindlich im Bebau-
ungsplan festgesetzt werden, weil sie dann 
eventuelle Zufahrten behindern würden. Durch 
diese Regelung hinsichtlich der öffentlichen 
Parkbereiche ist sichergestellt, dass eine aus-
reichende Anzahl öffentlicher Parkflächen z.B. 
für Gäste entstehen wird.  

 

5.3 Immissionsschutz 

Da die das Plangebiet im Osten und Süden 
zwar nicht unmittelbar begrenzenden, aber 
sich auswirkenden Straßen Rendsburger Stra-
ße als Landesstraße 328 und Sauerbruch-
straße als Bundesstraße 430 dem überörtli-
chen Verkehr dienen, werden auf beiden in-
nerörtlichen Durchfahrtsstraßen erhebliche 
Verkehrsmengen abgewickelt. Mit einer ver-
kehrstechnischen Immissionsbelastung für die 
Wohnbaubereiche ist daher zu rechnen. Trotz-
dem soll diese frei gewordene Fläche einer 
Wohnbebauung zugeführt werden. Für diesen 
integrierten Standort ist die Nachnutzung der 
Brachfläche als Wohngebiet durchaus sinnvoll, 
da das Wohnen in der Umgebung ebenfalls 
Priorität besitzt. Von der LAIRM Consult GmbH 
wurde mit Datum vom 18.08.2010 eine schall-
technische Untersuchung erstellt, deren zu-
sammenfassende Erläuterung als Anlage die-
ser Begründung beigefügt wird. Das Gesamt-
gutachten kann bei der Stadt Neumünster 
eingesehen werden.  

Daraus wird ersichtlich, dass eine sehr starke 
Vorbelastung durch die Rendsburger Straße 
vorhanden ist. Sie beträgt am maßgeblichen 
Immissionsort (Rendsburger Str. 167) am Tage 
62,5 dB(A) und in der Nacht 56,3 dB(A).  

Auch die Vorbelastung auf dem ehemaligen 
Sienknecht-Gelände war beträchtlich, So 
summierten sich die Fahrten auf 262 Kfz täg-
lich, exklusive die Bagger und Rolllader auf 
dem Gelände selbst. Demgegenüber stehen - 

bei angenommenen 50 Wohneinheiten im 
Plangebiet - eine Belastung von im Mittel 188 
Fahrten, wobei davon ca. 83% aus dem Ziel-
verkehr und ca. 17% aus dem Quellverkehr 
bestehen. Dadurch wird ersichtlich, dass keine 
zusätzliche Verkehrsbelastung durch das neue 
Wohngebiet zu befürchten ist. Auch die Schall-
reflexionen der vorhandenen Gebäude sind 
berücksichtigt worden. 

Der größte Teil des Plangebietes liegt laut 
Gutachten im Lärmpegelbereich II und erfor-
dert daher keine speziellen Immissions-
schutzmaßnahmen. Die sich ansonsten aus 
diesem Immissionsschutzgutachten er-
gebenden Lärmschutzmaßnahmen sind als 
Festsetzungen in den Bebauungsplan über-
nommen worden, so dass gesunde Wohnver-
hältnisse im Plangebiet gewährleistet werden 
können. Dazu wurden die Lärmpegelbereiche 
im Plangebiet dargestellt und durch textliche 
Festzungen die notwendigen passiven 
Schutzmaßnahmen vorgegeben.  

Die Außenbereiche der Wohnnutzung können 
allerdings nicht geschützt werden, da aktive 
Schallschutzmaßnahmen im Plangebiet wegen 
der Entfernung zur Lärmquelle keinen ausrei-
chenden Schutz bieten würden. Außerdem 
kann man die Terrassen und sonstigen Freisit-
ze auch nicht ausschließlich auf der lärmab-
gewandten Gebäudeseite errichten, denn das 
ist die Nordseite der Grundstücke, auf der 
derartige Aufenthaltsbereiche wenig Sinn ma-
chen. Da die Grundstücke lärmschutztechnisch 
nur in den Lärmpegelbereich III fallen, der 
noch keine allzu hohe Lärmbeeinträchtigung 
bedeutet, kann deshalb die Lärmbelästigung 
für die Außenbereiche hingenommen werden. 
Für die betroffenen Grundstücke wird empfoh-
len, Außenwohnbereiche in den Obergeschos-
sen der immissionszugewandten Gebäudesei-
ten geschlossen auszuführen (Balkone, Log-
gien). 

 

5.4 Naturschutz 

5.4.1 Eingriffsregelung 

Durch die Festsetzungen des Bebauungs-
planes werden Eingriffe in Natur und Land-
schaft planungsrechtlich vorbereitet (= Verän-
derungen der Gestalt oder Nutzung von 
Grundflächen), die grundsätzlich zu erheb-
lichen Beeinträchtigungen von Natur und 
Landschaft führen können. 

Die zu erwartenden erheblichen Beeinträchti-
gungen werden im Rahmen der Planung ins-
besondere durch folgende Maßnahmen auf ein 
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möglichst unvermeidbares bzw. unerhebliches 
Maß reduziert bzw. minimiert: 

� Deutlich verringerter Versiegelungsgrad 
gegenüber der bisherigen Nutzung (vgl. 
Luftbilddarstellung in Kapitel 3) sowie Fest-
setzung der Versickerung des anfallenden 
Niederschlagswassers. Aufgrund der Nut-
zungsänderung kann auch davon aus-
gegangen werden, dass das anfallende 
Niederschlagswasser unter qualitativen 
Gesichtspunkten als weniger problematisch 
zu bewerten ist. 

� Festsetzung einer optimierten, aber dem 
Standort angemessenen Bebauungsdichte 
zwecks flächensparender Siedlungsent-
wicklung bei gleichzeitiger Begrenzung der 
Versiegelung und der Baumassen auf das 
unbedingt notwendige Maß. 

� Durch die Umnutzung von nicht mehr be-
nötigten bisher gewerblich genutzten Flä-
chen kann ein Beitrag zur einer grund-
sätzlich flächensparsamen Siedlungsent-
wicklung erbracht werden, wodurch sich er-
hebliche positive Auswirkungen insbe-
sondere auf das Schutzgut Boden ergeben 
(z.B. Vermeidung einer Flächeninanspruch-
nahme auf der sog. ‚Grünen Wiese’ bzw. 
auf hochwertigeren Bodenstandorten). 

� Möglichst ortstypische Gestaltung des Gel-
tungsbereiches insbesondere über eine 
Begrenzung der Baumassen auf ein ver-
trägliches Maß. 

� Schutz angrenzender geschützter Knick 
durch Festsetzung eines Knickschutz-
streifens. 

Aufgrund der Vornutzung und Vorbelastung 
des Geltungsbereiches, insbesondere durch 
den hohen Versiegelungsgrad, sowie der o.g. 
Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 
ist nach planerischer Einschätzung mit keinen 
erheblichen Beeinträchtigungen von Natur und 
Landschaft zu rechnen. Insgesamt werden 
sich für die Belange von Boden, Natur und 
Landschaft vor allem durch die großflächigen 
Entsiegelungen eher vor- als nachteilige Wir-
kungen ergeben. 

Da es sich bei dem vorliegenden Be-
bauungsplan gem. § 13a BauGB um einen 
Bebauungsplan der Innenentwicklung handelt, 
wäre gem. § 13a Abs. 2 Ziffer 4 BauGB in 
Verbindung mit § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB für 
ggf. zu erwartende erhebliche Beeinträchti-
gungen jedoch ohnehin kein Ausgleich erfor-
derlich.  

5.4.2 Schutz bestimmter Teile von Natur und 
Landschaft 

An der südlichen Grenze des Geltungsberei-
ches befindet sich ein nach § 21 (1) LNatSchG 
i.V.m. § 30 BNatSchG geschützter Knick 
(nachrichtliche Übernahme). 

 

5.4.3 Artenschutz 

Das Vorkommen planungsrelevanter (europä-
isch) geschützter Pflanzenarten ist nicht zu 
erwarten. 
Das Vorkommen planungsrelevanter (europä-
isch) geschützter Tierarten ist grundsätzlich für 
Vögel anzunehmen. Es handelt sich hierbei 
i.d.R. um euryöke und weitgehend umspeziali-
sierte und damit auch ungefährdete Brutvogel-
arten. 
Eine entsprechende Bedeutung ist auch für 
Fledermäuse grundsätzlich anzunehmen 
(Funktionsbeziehungen + Leitstrukturen ent-
lang der Gehölzstrukturen, Jagdhabitat im 
Bereich der offenen Biotoptypen, Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten sind aufgrund fehlen-
der Strukturen nicht zu erwarten). 
Hinweise auf das Vorkommen sonstiger pla-
nungsrelevanter Arten liegen nicht vor und 
sind nach planerischer Einschätzung aufgrund 
der Biotopausstattung nicht zu erwarten. 
Verbotstatbestände (Zugriffsverbote) gemäß § 
44 (1) BNatSchG werden durch den Bebau-
ungsplan nach planerischer Einschätzung 
nicht vorbereitet bzw. können durch folgende 
Maßnahmen verhindert werden: 
• Bauzeitenmanagement gem. Vorgabe § 27a 

LNatSchG (kein Gehölzschnitt –beseitigung 
in der Zeit vom 15. März bis 30. September). 

 

5.4.4 Maßnahmen u. Flächen für Maßnahmen 
des Naturschutzes 

Unter Berücksichtigung der Ziele des Natur-
schutzes aber auch wasserrechtlicher und 
wasserwirtschaftlicher Zielsetzungen soll das 
Niederschlagswasser im Geltungsbereich ver-
sickert werden, wobei ergänzend bzw. alterna-
tiv jedoch auch ermöglicht werden soll, durch 
eine Regenwassernutzung einen sparsamen 
Umgang mit erneuerbaren Ressourcen zu 
erreichen bzw. gedichtete Gartenteichen mit 
Regenwasser zu speisen. 

Innerhalb des Geltungsbereiches liegen die 
standörtlichen Voraussetzungen für eine Ver-
sickerung vor (vgl. Baugrunduntersuchung 
Dipl.-Ing. Peter Neumann). 



Begründung zur Satzung über den Bebauungsplan Nr. 28 „Rendsburger Straße / Sauerbruchstraße der Stadt Neumünster 
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Zur Vermeidung erheblicher Beeinträchti-
gungen des an der südlichen Grenze des Gel-
tungsbereiches befindlichen Knicks wird hier 
ein 2,0 m breiter Knickschutzstreifen (gemes-
sen von der Geltungsbereichsgrenze) festge-
setzt. In diesem Bereich ist danach die Errich-
tung baulicher Anlagen nicht zulässig, da diese 
zu einem Teilfunktionsverlust der Knickfunktio-
nen führen würden (u.a. Beschattung, Verlust 
angrenzender Saumstrukturen / Vegetations-
flächen). Hiervon ist die Errichtung von Zäunen 
ausgenommen, da hierdurch keine erheblichen 
Beeinträchtigungen zu erwarten sind und ein 
Verbot als nicht verhältnismäßig erscheint. 

6. Ver- und Entsorgung sowie Bodenunter-
suchung 

Im Plangebiet sind Ver- und Entsorgungs-
leitungen vorhanden, an die sowohl das Wohn- 
als auch die ehemaligen Betriebsgebäude 
angeschlossen sind bzw. waren. Im Zuge der 
Herstellung der neuen Erschließungsstraße 
werden auch neue Ver- und Entsorgungslei-
tungen verlegt werden, die an die vorhande-
nen entsprechenden Leitungssysteme in der 
Rendsburger Straße angeschlossen werden. 
Diese sind ausreichend dimensioniert, um die 
neuen Leitungen anschließen zu können. 

Hinsichtlich des Oberflächenwassers wird eine 
Verbesserung gegenüber den zurzeit be-
stehenden Verhältnissen dadurch eintreten, 
dass eine Versickerung des anfallenden Ober-
flächenwassers vorgesehen ist. Eine Bodenun-
tersuchung hat ergeben, dass der Boden dazu 
ausreichend versickerungsfähig ist. 

Das Wasser von den Straßenflächen wird über 
im Bebauungsplan festgelegte Sickermulden 
ebenfalls versickert. Die Versickerungs-
systeme erhalten allerdings einen Notüberlauf-
anschluss an den vorhandenen Schmutzwas-
serkanal in der Rendsburger Straße. 

Durch Herrn Dipl.-Ing. Peter Neumann ist mit 
Datum vom 13.08.2010 eine Baugrundunter-
suchung als gutachterliche Stellungnahme zur 
Erschließung des Baugebietes erarbeitet wor-
den. Auch dieses Gutachten kann bei der 
Stadt Neumünster eingesehen werden. Die 
Untersuchungen haben ergeben, dass die 
Straßen nach einem vollständigen Abtrag der 
Mutterböden sowie die Trassen der Ver- und 
Entsorgungsleitungen mit der gegebenenfalls 
noch leicht mit Bauschutt durchsetzten Auffül-
lung, flach innerhalb gewachsener Sande bzw. 
sauberer sandiger Auffüllungen, gegründet 
werden können. Einzelheiten dazu können 
dem Gutachten entnommen werden. Der Bau-
grund ist außerdem ausreichend versicke-

rungsfähig, um die vorgesehenen Festsetzun-
gen zur Oberflächenentwässerung zu ermögli-
chen.  

Im Bereich der firmeneigenen Tankstelle be-
fanden sich sowohl Tanks als auch Ölabschei-
der und Sandfang. Diese wurden ordnungs-
gemäß von der Firma Possehl aus Kiel ent-
sorgt, was von der Sachverständigenorganisa-
tion DEKRA bestätigt wurde. 

7. Bodenordnende Maßnahmen u. Finanzie-
rung 

Zur Durchführung der Festsetzungen des Be-
bauungsplanes setzt die Stadt Neumünster auf 
privatrechtlichen Grunderwerb. Da die gesam-
te Bebauungsplanfläche in der Hand eines 
Eigentümers liegt, der gleichzeitig als Investor 
für das Plangebiet auftritt, werden bodenrecht-
liche Zwangsmaßnahmen nicht notwendig 
werden. 

Die Stadt Neumünster wird mit dem Investor 
einen Erschließungsvertrag abschließen, in 
dem auch geregelt wird, dass der Stadt alle 
Planungskosten von der Hand gehalten wer-
den. Die endgültig hergestellten Er-
schließungsflächen werden schlussendlich der 
Stadt Neumünster unendgeldlich übereignet 
werden. Deshalb werden für die Stadt Neu-
münster zur Durchführung der Festsetzungen 
des Bebauungsplanes keine Kosten entste-
hen. 

 

 

 

Die Stadt Neumünster hat die Begründung in 
der Sitzung  

 

 

am …………….. gebilligt. 

 

 

 

Neumünster, den …………………. 

 

 

 

………..……………….. 

  Fachdienstleiter 61
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Anlage:  Auszug aus der schalltechnischen Untersuchung 

 

8. Vorschläge für Begründung und Festsetzungen  

8.1. Begründung  

a) Allgemeines  

Die Stadt Neumünster beabsichtigt mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 28, westlich der 
Rendsburger Straße und nördlich der Sauerbruchstraße die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
neue Wohnbauflächen zu schaffen. Es ist eine Ausweisung als allgemeines Wohngebiet vorgesehen.  

Im Rahmen einer schalltechnischen Untersuchung wurden die zu erwartenden schallschutzrechtlichen 
Auswirkungen des Vorhabens aufgezeigt und beurteilt. Dabei wurde die Veränderung der Belastun-
gen aus Verkehrslärm ermittelt.  

Als Untersuchungsfälle wurde der Prognose-Planfall mit einem Prognosehorizont 2025/30 berücksich-
tigt.  

Im Rahmen der Vorsorge bei der Bauleitplanung erfolgt üblicherweise eine Beurteilung anhand der 
Orientierungswerte gemäß Beiblatt 1 zur DIN 18005 Teil 1, „Schallschutz im Städtebau“. Andererseits 
kann sich die Beurteilung des Verkehrslärms auf öffentlichen Verkehrswegen an den Kriterien der 16. 
BImSchV („Verkehrslärmschutzverordnung“) orientieren.  

Aufgrund neuer Erkenntnisse im Rahmen eines Austausches mit dem Innenministerium Schleswig-
Holstein bezüglich der Beurteilung der Schutzbedürftigkeit von Außenwohnbereichen, wird die Aus-
dehnung des Lärmschutzbereichs, innerhalb derer bauliche Anlagen aufgrund der Überschreitung des 
Tages-Immissionsgrenzwertes geschlossen auszuführen sind, etwas weiter gefasst. Der Umfang des 
Lärmschutzbereiches orientiert sich danach für die Festsetzungen an Beurteilungspegeln um 58 dB(A) 
am Tage in allgemeinen Wohngebieten, bzw. 63 dB(A) in Mischgebieten. Danach ist eine Überschrei-
tung des jeweiligen Orientierungswertes bei Außenwohnbereichen von maximal 3 dB(A) zulässig.  

Für die vorhandene Wohnbebauung außerhalb des Plangeltungsbereichs wird der immissionsrechtli-
che Schutzanspruch gemäß der tatsächlichen Nutzung, die der eines allgemeinen Wohngebiets ver-
gleichbar ist, berücksichtigt.  

b) Verkehrslärm  

Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurden die Belastungen aus Verkehrslärm berech-
net. Dabei wurden als maßgebliche Quellen Verkehrsbelastungen auf den Straßen Rendsburger 
Straße, Sauerbruchstraße und Max-Johannsen-Brücke berücksichtigt.  

Für die Ermittlung der Beurteilungspegel aus dem Straßenverkehrslärm, werden für die Rendsburger 
Straße (L 328) die Verkehrsbelastungen (DTV – durchschnittliche tägliche Verkehrsstärke) aus einem 
Verkehrsgutachten der Firma SBI zum Ausbau der Kreuzung „Rendsburger Straße (L328) / Justus-
von-Liebig-Straße / Am Neuen Kamp“ im Auftrag der Stadt Neumünster aus Juni 2010 berücksichtigt 
(Analyse 2008 und Hochrechung 2025) [19]. Der Lkw-Anteil (Kfz mit mehr als 2,8 t zulässigem Ge-
samtgewichts, p) stammt ebenfalls aus dieser Untersuchung. Für die Sauerbruchstraße (B 430) und 
die Max-Johannsen-Brücke sind die Verkehrsbelastungen aus einem Gutachten für die Stadt Neu-
münster der Firma SBI des Jahres 2008 hinzugezogen. Der Lkw-Anteil (Kfz mit mehr als 2,8 t zulässi-
gem Gesamtgewichts, p) wurde gemäß RLS-90 angesetzt. Für den Prognosehorizont 2025/30 liegen 
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für die Rendsburger Straße die allgemeinen Verkehrszunahmen des Gutachtens zugrunde. Diese sind 
gemäß [19] mit dem Faktor 1,11 hochgerechnet. Für die allgemeine Verkehrssteigerung auf der Sau-
erbruchstraße und der Max-Johannsen-Brücke wurde der gleiche Hochrechnungsfaktor verwendet.  

Der Plangeltungsbereich sowie die maßgebliche Straßenrandbebauung außerhalb des Plangeltungs-
bereichs sind bereits heute teilweise durch Straßenverkehrslärm belastet, wobei die Orientierungswer-
te gemäß Beiblatt 1 zur DIN 18005 als auch die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV teilweise 
überschritten werden.  

Der Orientierungswert von 55 dB(A) tags wird im überwiegenden Bereich des Plangebiets deutlich 
überschritten (siehe Anlage A 3.1). Es zeigt sich, dass an der Baugrenze im südöstlichen Bereich des 
Plangebiets im 1.OG Beurteilungspegel von bis zu 59,8 dB(A) tags zu erwarten sind. Der Immissions-
grenzwert für allgemeine Wohngebiete von 59 dB(A) tags wird somit 0,8 dB(A) überschritten.  

Nachts sind an den Baugrenzen Beurteilungspegel von bis zu etwa 51,2 dB(A) zu erwarten. Sowohl 
der Orientierungswert von 45 dB(A), als auch der Immissionsgrenzwert von 49 dB(A) wird deutlich 
überschritten.  

An den beiden Baufeldern im östlichen Bereich des Plangebiets, bei denen ein Dachge-
schoss/Staffelgeschoss in Frage kommt, ergeben sich für das 2.OG Beurteilungspegel von bis zu 58,9 
dB(A) tags. Der Orientierungswert von 55 dB(A) tags ist deutlich überschritten, der Immissionsgrenz-
wert von 59 dB(A) tags wird eingehalten.  

Nachts ergeben sich Beurteilungspegel von bis zu 50,9 dB(A), so dass der Orientierungswert von 45 
dB(A) nachts und der Immissionsgrenzwert von 49 dB(A) nachts überschritten werden.  

Schutzmaßnahmen in Form von aktivem Lärmschutz sind aus Belegenheitsgründen nicht möglich.  

Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse können aufgrund der Bauweise durch Grundrissgestaltung 
(Verlegung der schutzwerten Nutzungen auf die Lärm abgewandte Seite), Abrücken der Baugrenze 
oder passiven Schallschutz geschaffen werden.  

Die Anforderungen an den passiven Schallschutz zum Schutz von Büro- und Wohnnutzungen vor 
Verkehrslärm ergeben sich gemäß DIN 4109. Die Dimensionierung des passiven Schallschutzes er-
folgt durch Festsetzung von Lärmpegelbereichen gemäß DIN 4109.  

Im südöstlichen Bereich des Plangebiets ergibt sich aus dem Verkehrslärm bis zu einem Abstand von 
135 m der Lärmpegelbereich III. Ab diesem Abstand ergibt sich der Lärmpegelbereich II. Die Ab-
standsangaben beziehen sich jeweils auf die Abstände vom Mittelpunkt der Kreuzung.  
Im südöstlichen Bereich des Plangebiets, sind zum Schutz der Nachtruhe für Schlaf- und Kinderzim-
mer schallgedämpfte Lüftungen vorzusehen, falls der notwendige hygienische Luftwechsel nicht auf 
andere, nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik geeigneten Weise sichergestellt werden 
kann. Aufgrund der Lärmbelastungen durch den Straßenverkehr sollten Schlaf- und Kinderzimmer, die 
sich im Lärmpegelbereich III befinden zu der von der Sauerbruchstraße und der Rendsburger Straße 
abgewandte Gebäudeseiten orientiert werden.  

Aufgrund der Überschreitungen des seitens des Innenministeriums festgelegten Richtwert für allge-
meine Wohngebiete von 58 dB(A) tags sind Außenwohnbereiche an der Gebäudefassade, die der 
Sauerbruchstraße, bzw. der Rendsburger Straße zugewandt sind, innerhalb von ca. 135 m gemessen 
von der Mitte der Kreuzung für das im südlichen Bereich (ausgewiesene Baufläche mit einem Vollge-
schoss) befindliche 1.OG/DG und für das im östlichen Bereich (ausgewiesene Baufläche mit bis zu 
zwei Vollgeschossen) befindliche 2.OG/DG geschlossen auszuführen (Balkone und Loggien). Die 
Ausführung von verglasten, nicht beheizten Wintergärten oder Balkonen/Loggien ist an dieser Fassa-
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de generell zulässig. Für die zum Plangebiet benachbarte Bebauung ist festzustellen, dass durch die 
B-Plan-induzierten Zusatzverkehre die Zunahme der Beurteilungspegel an den Immissionsorten au-
ßerhalb des Plangeltungsbereichs überall deutlich unterhalb der Wahrnehmbarkeitsschwelle von 1 
dB(A) liegen.  

8.2. Festsetzungen  

Zum Schutz der Wohnnutzungen vor Verkehrslärm werden die in der Planzeichnung dargestellten 
Lärmpegelbereiche nach DIN 4109, Schallschutz im Hochbau für Neu-, Um-und Ausbauten festge-
setzt. Die Festsetzung gilt für die der Sauerbruchstraße und der Rendsburger Straße zugewandten 
Gebäudefronten im südöstlichen Bereich des Plangebiets in einem Abstand von 135 m gemessen von 
der Mitte der Kreuzung. Für rückwärtige Fronten gelten um jeweils eine Stufe niedrigere Lärmpegelbe-
reiche.  

Bauliche Anlagen mit schützenswerten Nutzungen im allgemeinen Wohngebiet sind im südöstlich 
gelegenen Baufeld für das 1.OG bzw. Dach-/Staffelgeschoss bis zu einem Abstand von 135 m ge-
messen von der Mitte der Straßenkreuzung Rendsburger Straße/ Sauerbruchstraße geschlossen 
auszuführen. Im östlich gelegenen Baufeld sind für das  
2. OG bzw. Dach/Staffelgeschoss bis zu einem Abstand von 135 m gemessen von der Straßenkreu-
zung Rendsburger Straße/ Sauerbruchstraße ebenfalls geschlossen auszuführen (Balkone und Lo-
gien).  

Die Berechnungen zeigen, dass es nahezu im gesamten Plangebiet der Orientierungswert von 45 
dB(A) nachts überschritten wird, so dass zum Schutz der Nachtruhe sind für Schlaf- und Kinderzim-
mer bis zu einem Abstand von 230m von der Mitte der Straßenkreuzung schallgedämpfte Lüftungen 
vorzusehen sind, falls der notwendige hygienische Luftwechsel nicht auf andere, nach den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik geeigneten Weise sichergestellt werden kann.  
 
Den genannten Lärmpegelbereichen entsprechen folgende Anforderungen an den passiven Schall-
schutz:  

Lärmpegelbereich 
nach DIN 4109  

Maßgeblicher Außen-
lärmpegel La  

 

dB(A)  

erforderliches bewertetes Schalldämmmaß 
der Außenbauteile 1) R´w,res Wohnräume 
Büroräume 2) [dB(A)]  

II 
III 
IV 

56 – 60 
61 – 65 
66 – 70 

30 
35 
45 

30 
30 
40 

 
1)  

resultierendes Schalldämmmaß des gesamten Außenbauteils (Wände, Fenster und Lüftung zu-
sammen)  

2)  

An Außenbauteile von Räumen, bei denen der eindringende Außenlärm aufgrund der in den Räu-
men ausgeübten Tätigkeiten nur einen untergeordneten Beitrag zum Innenraumpegel leistet, wer-
den keine Anforderungen gestellt.  

Die schalltechnischen Eigenschaften der Gesamtkonstruktion (Wand, Fenster, Lüftung) müssen den 
Anforderungen des jeweiligen Lärmpegelbereichs genügen.  
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(Hinweis: Es wird empfohlen, folgenden Text mit in den Textteil B „Festsetzungen“ aufzunehmen:  

„Von den vorgenannten Festsetzungen kann abgewichen werden, wenn im Rahmen eines Einzel-
nachweises ermittelt wird, dass aus der tatsächlichen Lärmbelastung geringere Anforderungen an den 
passiven Schallschutz resultieren.“)  

 


